
Die Gebühren für Wasser, Abwas-
ser, Abfall und Amtshandlungen in
den Gemeinden haben sich in den
vergangenen zwanzig Jahren ver-
doppelt. Die Finanzdirektion hofft,
dass nun die Spitze erreicht ist.

Die Zahlen sprechen eine deutliche
Sprache: Bezahlten die Baselbieterin-
nen und Baselbieter im Jahr 1986 noch
durchschnittlich 140 Franken für die
Gebühren in ihrer Gemeinde, so sind es
zwanzig Jahre später schon 360 Fran-
ken – mehr als das Zweieinhalbfache.
Selbst wenn man die Inflation berück-
sichtigt, kommt man noch auf durch-
schnittlich 250 Franken, die jeder Ein-
wohner einer Baselbieter Gemeinde al-
lein für Gebühren ausgibt (siehe Gra-
fik). Diese Zahlen hat das Statistische
Amt des Kantons Baselland im Auftrag
der baz zusammengestellt. Insgesamt
kassierten die Gemeinden im vergange-
nen Jahr 96,6 Millionen Franken für die
Gebühren; zwanzig Jahre zuvor waren
es 31,9 Millionen – allerdings noch
ohne Laufentaler Gemeinden.

Am auffälligsten ist der Sprung bei
den Gebühren für Abwasser und Abfall-
beseitigung: Jeweils verdreifacht haben
sich hier die Kosten. Simon Merz vom
Statistischen Amt schränkt aber ein:
«Nur weil sich die Gebühren verdrei-
facht haben, heisst das noch nicht, dass
die Gemeinden dreimal mehr einneh-
men.» Denn die Berechnungsgrundla-
gen, wie die Gebühren erhoben wür-
den, hätten sich stark geändert.

VERURSACHERPRINZIP. Tatsächlich ist
man bei der Abfallentsorgung zum Ver-
ursacherprinzip übergegangen. Wurde
der Kehricht vor ein paar Jahren noch
indirekt über die Steuern bezahlt, klebt
heute auf jedem Abfallsack eine Ge-
bührenmarke. «So achten die Leute ver-
mehrt darauf, weniger Abfall zu produ-
zieren», sagt Annemarie Spinnler vom
kantonalen Amt für Umweltschutz und
Energie (AUE). Als auf den 1. Januar
1992 das neue Umweltschutzgesetz in
Kraft getreten sei, habe sie beobachten
können, wie die Abfallmenge «mar-
kant» zurückgegangen sei.

Ähnlich sieht es bei den Abwasser-
gebühren aus: «Vor 1995 hat der Kan-
ton nur die Betriebskosten für die Ab-
wasserreinigungsanlagen verrechnet»,
sagt Christoph Bitterli, der Bereichslei-
ter Betrieb Abwasseranlagen in der
Bau- und Umweltschutzdirektion. Seit-
her werden auch die gesamten Investi-
tionen weiterverrechnet. «Das hat die
Gebühren um den Faktor 2 erhöht.» In
den letzten Jahren seien die Kosten der
Abwasserreinigung aber gesunken und
gleichzeitig werde im Kanton weniger
Wasser verbraucht, sagt Bitterli. «Die
Gebühren einfach so zu vergleichen ist
deshalb problematisch.»

Für die Steuer- und Gebührenzahler
zählt aber nur, was Ende Jahr im Porte-
monnaie übrig bleibt. Denn wenn jetzt
zwar mehr Gebühren für Abwasser und
Abfall, im Gegenzug aber weniger für
Steuern bezahlt werden müsste, ginge
die Rechnung für die Baselbieterinnen
und Baselbieter auf. Ein Blick auf die

Steuerstatistik zeigt aber, dass das nicht
der Fall ist: 1986 lag der Steuerertrag
natürlicher Personen in den Baselbieter
Gemeinden bei durchschnittlich 1117
Franken, 2006 schon bei 2029 Franken.
Den Steuerfuss für natürliche Personen
gesenkt haben nur 38 von 86 Baselbie-
ter Gemeinden; in 29 Gemeinden
wurde der Steuerfuss sogar erhöht, in
19 blieb er unverändert (in der Periode
zwischen 1994 und 2007).

Besonders schmerzhaft trifft es zum
Beispiel Reigoldswil: Mit 3.35 Franken
pro Kubikmeter erhebt die Gemeinde
die höchsten Wassergebühren im Kan-
ton (Durchschnitt 1.66 Franken). Auch
die Abfallgebühren liegen leicht über
dem Kantonsmittel, gleichzeitig wurde
der Steuerfuss angehoben.

TEURE AMTSHANDLUNGEN. Keine ver-
änderten Berechnungsgrundlagen gibt
es bei den Gebühren für Amtshandlun-
gen. Diese haben sich von durchschnitt-
lich 13 Franken auf 22 Franken pro Ein-
wohner erhöht – inflationsbereinigt.
Lässt man die Inflation weg, zahlt heute
jeder Baselbieter im Durchschnitt sogar
31 Franken – mehr als doppelt so viel
wie vor zwanzig Jahren. Laut Simon
Merz vom Statistischen Amt sind in den
neuesten Zahlen die Gebühren für
Gewerbepolizeiliche Bewilligungen,
Kanzlei-, Niederlassungs-, Einbürge-
rungs-, Mahn- und Landumnutzungs-
gebühren sowie Gebühren für Baube-
willigungen enthalten. Merz möchte
abernichtgrundsätzlichausdenZahlen
schliessen, dass die Gebühren überall
gestiegen sind. Auch mehr Mahnungen

und mehr Einbürgerungen könnten zur
Kostenentwicklung beigetragen haben.

Zur Kasse bittet nebst den Gemein-
denauchderKanton.DieBaselbieterFi-
nanzverwalterin Yvonne Reichlin er-
wartet für nächstes Jahr bei den «Ge-
bühren für Amtshandlungen» Mehrein-
nahmen von 4,7 Millionen Franken.
Insgesamt sollen dann Gerichts- oder
Bewilligungsgebühren den Staats-
seckel mit über 70,4 Millionen Franken
füllen. Reichlin erklärt diese Zunahme
nicht mit höheren Gebühren, sondern
mit mehr Fällen. «Grundsätzlich gehen

die Gebühren runter», sagt Reichlin.
Dazu war aber erst ein Gerichtsent-
scheid nötig: «Das Steuergericht hat ge-
urteilt, dass die Gebühren zu hoch
sind», sagt Reichlin. Das Kosten-
deckungsprinzip, nach dem eine Ge-
bühr nicht höher sein darf, als der ef-
fektive Aufwand, werde nicht überall
eingehalten. Nun werde der Kanton das
Prinzip aber umsetzen, verspricht
Reichlin. «Schliesslich möchten wir
auch imVergleichmitdenanderenKan-
tonen nicht schlecht dastehen.»
> www.statistik.bl.ch
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Ehemaliger Langenbruckner
ist beim Bund «Mister Pärke»
JURAPARK. Bekannt ist Andreas Basler in
der Region als langjähriger Mitarbeiter beim
Ökozentrum Langenbruck. Jetzt hat der Kul-
turingenieur in neuer Funktion mit der Nord-
westschweiz zu tun: Er ist seit zwei Monaten
beim Bundesamt für Umwelt verantwortlich
für Pärke und ist somit in Bern auch An-
sprechpartner für den geplanten Jurapark in
den Kantonen Baselland, Aargau und Solo-
thurn. Er wird ein gewichtiges Wort beim
Entscheid haben, welche der vielen Natur-
parkprojekte das Label erhalten.
> AM DIENSTAG IN DER BAZ
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Blumentöpfe gegen
Haus geworfen
HOFSTETTEN. Unbekannte haben
am Samstagmorgen in Hofstetten
Blumentöpfe gegen Fassade und
Fenster eines Einfamilienhauses an
der Ettingerstrasse geworfen. Ein
Topf prallte gegen ein Fenster und
zersplitterte. Beim Aufprall wurde je-
doch auch die Sicherheitsvergla-
sung beschädigt. Ausserdem fiel im
Innern der Wohnung durch die
Wucht des «Geschosses» ein Blu-
mentopf auf eine Stehlampe und be-
schädigte diese erheblich. Ein zwei-
ter von den Tätern geworfener Topf
landete an der Aussenwand, wo-
durch Verputz und Aussenisolation
Schaden nahmen. Die Kantonspoli-
zei Solothurn sucht Zeugen, wie sie
in einer Mitteilung schreibt.

Junglenker rast
in den Wald
MUTTENZ. Zwischen den Bäumen en-
dete die rasende Fahrt eines Junglen-
kers am Samstag im Wald bei Muttenz.
Der 20-Jährige habe kurz vor drei Uhr
unweit des Sulzkopf die Herrschaft
über sein Auto verloren, teilte die Ba-
selbieter Polizei gestern mit. Das Auto
schleuderte und überschlug sich. Zum
Unfall kam es auf der Ewigkeitsstrasse
bergaufwärts in einer Rechtskurve.
Nach längerer Schleuderfahrt geriet
das Auto in den Wald und überschlug
sich. Der in der Region wohnhafte
Junglenker blieb unverletzt. Er sei ver-
mutlich zu schnell gefahren, hiess es
weiter. Die Polizei sucht Zeugen.

Arbeitslose Junge
haben Stelle gefunden
LIESTAL. Im vergangenen Monat hat
die Arbeitslosigkeit im Baselbiet
deutlich abgenommen. Wie das Amt
für Industrie, Gewerbe und Arbeit
(Kiga) mitteilt, waren im September
2968 Personen auf Stellensuche. Im
Vormonat waren es noch 3081 Per-
sonen. Damit betrug die Arbeitslo-
senquote im Baselbiet im Monat
September 2,1 Prozent. Am stärks-
ten von der jüngsten Erholung profi-
tiert hätten die Jugendlichen im Alter
bis 24 Jahre, schreibt das Kiga.
Rund ein Drittel der arbeitslosen Ju-
gendlichen hat im September eine
Stelle gefunden. Dies sei laut Kiga
der deutlichste Rückgang bei den ju-
gendlichen Stellensuchenden inner-
halb der vergangenen zwölf Monate.

Widerstand gegen Reform
AUSFÄLLE. Die Unterneh-
menssteuerreform, über die
am 25. November im Basel-
biet abgestimmt wird, erhält
zunehmend Opposition aus
Gemeinden. Vor allem an
Orten, wo heute der Finanz-
ausgleich fliesst, befürchten
die Behördenvertreter, noch
mehr an der Sparschraube
drehen zu müssen. In den
wirtschaftsstarken Gemein-
den gibt die Halbierung des
Kapitalsteuersatzes bei den
Firmen zu denken. Zwar
wird vielerorts der Ansatz
für richtig befunden, gleich-
zeitig aber darauf hingewie-
sen, dass die Aufgabenfülle
in den Gemeinden ständig
wachse. > SEITE 25

«Es brennt!»
GEMEINSAM. Arboldswil
und Bourgogne sind seit
über 25 Jahren verschwis-
tert. Jetzt fanden erstmals
deren beide Feuerwehren
zu einer gemeinsamen
Übung zusammen. Hin-
dernisse gab es nur
sprachliche. > SEITE 27
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Der Amtsschimmel ist ein Goldesel
Bei den Gebühren bitten die Gemeinden ihre Einwohner vermehrt zur Kasse

HANNES HÄNGGI

Leere Taschen. Die Gebührenbelastung in den Gemeinden hat sich verdoppelt – den Bürgern bleibt weniger Geld. Foto Tino Briner

Immer mehr. Die Gebührenbelastung hat zugenommen. Grafik Statistisches Amt BL /baz
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ENTWICKLUNG DER GEBÜHREN IN DEN BASELBIETER GEMEINDEN

In Franken pro Einwohner, inflationsbereinigt

Wasser Abwasser Abfallbeseitigung Gebühren für
Amtshandlungen

Die Abwassergebühren 1986 und 2006 lassen sich nur schwer vergleichen,
da unterschiedliche Berechnungsgrundlagen vorliegen.

Der Bereich Gebühren für Amtshandlungen beinhaltet beispielsweise Baubewilligungen,
Mahngebühren, Einbürgerungsgebühren etc.
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